
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen
gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung im Land
Nordrhein-Westfalen (UVPG NRW) in Ver-
bindung mit § 5 Abs. 2 des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
für ein großflächiges Einzelhandelsvor-
haben

Der Bauherr

Herr Andreas Scherpel
Ulrichstraße 13
45891 Gelsenkirchen

hat mit Antrag vom 15.10.2015, eingegangen am
26.10.2015, für folgendes Bauvorhaben (Aktenzeichen:
05421-15-03) 

„Erweiterung eines Einzelhandels (REWE) auf 1.220 qm,
eines kleinflächigen Einzelhandels (Getränkemarkt) auf
200 qm, Erweiterung der Stellplatzanlage und
Asphaltierung der Fahrgassen, Ersatz zweier
Einkaufswagenboxen auf der Königshardter Straße 101,
103, Höhenweg 1, 46145 Oberhausen, Gemarkung
Sterkrade, Flur 5, Flurstück 751“

die Erteilung einer Baugenehmigung beantragt.

Für das beantragte Vorhaben war gemäß § 1 Abs. 1 in
Verbindung mit Anlage 1 Nr. 12 UVPG NRW eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalls vorzunehmen, da es
sich um den Bau eines großflächigen Einzelhandels-
betriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der
Baunutzungsverordnung handelt. Es war zu prüfen, ob
das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
gen haben kann.

Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter
Berücksichtigung der Stellungnahmen der im Genehmi-
gungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Belange
wurde festgestellt und entschieden, dass die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen nach den in der Anlage 2 des UVPG NRW
aufgeführten „Kriterien für die Vorprüfung des
Einzelfalls“ nicht zu erwarten sind. Die hier in Betracht
kommenden Umweltauswirkungen durch den geplanten
Umbau, die Nutzungsänderung und Erweiterung führen
insbesondere zu keiner UVP-Pflicht, da die Auswirkun-
gen durch geeignete Maßnahmen verhindert oder ver-
mieden werden können und die Erheblichkeitsschwelle
nicht überschritten wird.

Diese Feststellung ist gemäß § 1 Abs. 1 UVPG NRW in
Verbindung mit § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig
anfechtbar. 

Oberhausen, 22.06.2020

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
Daniel Schranz

Die Gesellschafterversammlung der BFO
Beschäftigungsförderung Oberhausen
gGmbH i. L. hat am 23.06.2020 den Jahres-
abschluss zum 31.12.2019 festgestellt.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Dr. Schulte GmbH Oberhausen hat am
22.04.2020 den Bestätigungsvermerk erteilt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom
01.08. bis 10.08.2020 in der BFO-Geschäftsstelle,
Gewerkschaftsstr. 76-78 in 46045 Oberhausen, zur
Einsichtnahme aus.

Oberhausen, 29.06.2020

Die Liquidatorin
Margit Köhler

Bekanntmachung des Beschlusses zur
öffentlichen Auslegung des Bebauungs-
plans Nr. 659 - Dinnendahlstraße/Bronk-
horststraße -

I.   Bekanntmachung des Ratsbeschlusses und der
Offenlage

     
     Der Rat der Stadt hat sich in seiner Sitzung am

18.11.2019 mit dem Entwurf des Bebauungsplans 
Nr. 659 - Dinnendahlstraße/Bronkhorststraße - vom
01.08.2019 einverstanden erklärt und die öffentliche
Auslegung nebst Begründung beschlossen.

     Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 659 - Dinnen-
dahlstraße/Bronkhorststraße - liegt deshalb nebst
Begründung (inkl. Umweltbericht) und den
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezoge-
nen Stellungnahmen und Informationen in der Zeit
vom 03.08.2020 bis 10.09.2020 einschließlich im
Internet unter https://www.o-sp.de/oberhausen/plan/
auslegung.php öffentlich aus.

     Zudem erfolgt die öffentliche Auslegung der
Unterlagen  in der vorgenannten Auslegungsfrist im
Bereich 5-1/Stadtplanung, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66 (Eingang zurzeit nur
über den Gebäudeteil D), Erdgeschoss, Zimmer
A013, während der nachstehend genannten
Öffnungszeiten.

     Öffnungszeiten:
     Montag - Donnerstag    8:00 - 16:00 Uhr
     Freitag                           8:00 - 12:00 Uhr

     Im Interesse der Bevölkerung und des Personals der
Stadtverwaltung Oberhausen wird aufgrund der
COVID-19-Pandemie um eine vorherige Terminver-
einbarung unter folgendem Kontakt gebeten:
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     Fachbereich 5-1-40/Konstruktion und Verfahren der
Bauleitpläne

     Bahnhofstraße 66
     46145 Oberhausen
     per E-Mail: bauleitplaene@oberhausen.de
     telefonisch: 0208 825-2498 oder -3265

     Die Einsichtnahme ist nur durch eine Einzelperson
möglich. Sollte zwingend eine Begleitperson
erforderlich sein, so ist dies vorher mit der genannten
Auslegungsstelle abzusprechen. Der/die Besucher/in
hat zum vereinbarten Termin einen Mund-/
Nasenschutz zu tragen. Die Abstandsregeln sind
einzuhalten. Weitere Rückfragen zur diesbzgl.
Durchführung der öffentlichen Auslegung können
ebenfalls unter dem genannten Kontakt erfolgen.

     Zur Bebauungsplanung wurde eine Umweltprüfung
nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB durchgeführt. Die
dabei untersuchten Umweltauswirkungen sind im
Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung
beschrieben und bewertet worden. Nachfolgend wer-
den die hierin enthaltenen Arten umweltbezogener
Informationen stichwortartig nach Themenblöcken
zusammengefasst aufgeführt:

     Mensch:
     •      Wohn-, Wohnumfeld- und Erholungsfunktion
     •      Verkehrslärm
     •      Gewerblicher Lärm und weitere Immissionen
     •      Bodenbelastungen/Altlasten
     •      Risiken für die menschliche Gesundheit

     Pflanzen und Tiere:
     •      Biotoptypen, Vegetation und Flora
     •      Geschützte Alleen/Naturdenkmäler
     •      Planungsrelevante Arten
     •      Eingriffe in Natur und Landschaft

     Fläche:
     •      Flächenverbrauch/Neuversiegelungen

     Boden:
     •      Bodenverhältnisse
     •      Altablagerung
     •      Anschüttungsmaterial

     Wasser:
     •      Grundwasserhaushalt
     •      Niederschlagswasserbeseitigung
     •      Hochwasser und Überschwemmungsgebiete
     •      Starkregenereignisse

     Klima/Luft:
     •      lufthygienische Situation
     •      bioklimatische Wertigkeit
     •      Anpassung an den Klimawandel
     •      Starkregenvorsorge
     •      Solarenergetische Betrachtungen 

     Landschaft (Ortsbild):
     •      Ortsbildrelevanz von Bepflanzung

     Kultur- und sonstige Sachgüter:
     •      Kulturlandschaftliche Bedeutung
     •      Bau- und Bodendenkmäler

     Kumulation mit anderen Plänen und Projekten:
     •      Auswirkungen von Vorhaben benachbarter

Plangebiete

     Wechselwirkungen:
     •      Relevante Wechselwirkungen zwischen den

Schutzgütern

     Umgang mit Abfällen und Abwässern:
     •      Abfallsatzung
     •      Entwässerungssatzung

     Nutzung erneuerbarer Energien, sparsame und
effiziente Nutzung von Energie:

     •      Wärmeversorgung
     •      Energiesparmaßnahmen

     Monitoring:
     •      Überwachungssysteme der Fachbehörden
     •      Unterrichtung über Auswirkungen bei der

Realisierung des Bauleitplans

     Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsverfahren
gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB sind
Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informatio-
nen von folgenden Behörden bzw. sonstigen Trägern
öffentlicher Belange eingegangen:

     •      Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 5 -
Bergbau und Energie in NRW vom 24.10.2017:
Hinweis auf ein Bergwerksfeld und ein Erlaub-
nisfeld, zu einwirkungsrelevantem Bergbau
sowie zu zukünftigen bergbaulichen Tätigkeiten,

     •      Deutscher Wetterdienst vom 04.10.2017:
Hinweis auf die Berücksichtigung des
Schutzguts Klima,

     •      Energieversorgung Oberhausen AG vom
05.10.2017: Hinweis auf Netze und Anlagen,

     •      Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen -
Landesbetrieb - vom 06.10.2017: Anregung zur
Untersuchung der Baugrundeigenschaften,
Hinweis auf geologische Gegebenheiten,

     •      Industrie- und Handelskammer für Essen,
Mülheim an der Ruhr, Oberhausen zu Essen
vom 06.11.2017: Hinweis auf Vermeidung von
Beeinträchtigungen von Unternehmen in der
Umgebung des Plangebiets und auf
Informationen an betroffene Unternehmen über
Beeinträchtigungen während der Bauphase,

     •      RWW Rheinisch-Westfälische Wasserwerksge-
sellschaft mbH vom 25.10.2017: Hinweis auf
vorhandene Versorgungsleitungen, Schutzan-
weisung, Pflanzen und Baumstandorte an
Trassen sowie Erweiterung des Versorgungs-
netzes.

     In der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der
Öffentlichkeit am 05.10.2017 durchgeführten Bürger-
versammlung wurden zu den folgenden Themen
umweltbezogene Stellungnahmen vorgebracht:

     •      Schäden im baulichen Umfeld während der
Bauphase,

     •      Belastungen durch den fließenden und ruhen-
den Kfz-Verkehr,

     •      Barrierefreiheit der öffentlichen Verkehrsflächen,
     •      Schallimmissionen in der Umgebung während

der Bauphase,
     •      Erhalt der Grünfläche mit Baumbestand,
     •      Beeinträchtigungen für den Fahrradverkehr

während der Bauphase,
     •      Planungsalternativen und
     •      Erhalt der bestehenden Hausgärten im Westen

des Plangebiets.
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     Folgende Prüfungsergebnisse mit umweltbezogenen
Informationen sind verfügbar und als Anlage der
Begründung bzw. dem Umweltbericht beigefügt:

     •      Checkliste Klimaschutz in der Bauleitplanung
(Beurteilung der Klima- und Energieeffizienz der
städtebaulichen Planung),

     •      Checkliste Wassersensibilität in der
Bauleitplanung (Grundlagenermittlung und
Fortschreibung zur Wassersensibilität, wasser-
wirtschaftliche Belange der Regenwasserbewirt-
schaftung, des Überflutungs- und Hochwasser-
schutzes sowie des Einflusses auf das
Grundwasser),

     •      Lärmgutachten B-Plan Nr. 659 Dinnendahl-
straße/Bronkhorststraße in Oberhausen, afi Arno
Flörke Ingenieurbüro für Akustik und
Umwelttechnik, Haltern am See, 06/2019,

     •      Artenschutzvorprüfung (ASP Stufe 1) zum
Bebauungsplan Nr. 659 „Dinnendahlstraße/
Bronkhorststraße“ in Oberhausen, Ökoplan -
Bredemann und Fehrmann, Essen, 04/2019,

     •      ASP Vorprüfung (ASP Stufe 1) zum B-Plan Nr.
659 „Dinnendahlstraße/Bronkhorststraße“ in
Oberhausen - Ergänzung „Avifaunistische Kar-
tierung“ -, Ökoplan - Bredemann und Fehrmann,
Essen, 05.2019,

     •      Neubau von Reihen- und Doppelhäusern auf
dem Grundstück des ehemaligen Sportplatzes
an der Dinnendahlstraße in Oberhausen:
Baugrunduntersuchung inkl. Gründungsempfeh-
lung, Mull und Partner Ingenieurgesellschaft
mbH, Köln, 19.12.2014,

     •      BV OB - Dinnendahlstraße - Hier: Stellungnah-
me zur Herstellung von Rüttelstopfverdichtun-
gen, Mull und Partner Ingenieurgesellschaft
mbH Köln, Köln, 25.04.2019,

     •      BV Dinnendahlstraße in Oberhausen - hier:
Ergänzende Stellungnahme Winkelstützwand,
Mull und Partner Ingenieurgesellschaft mbH
Köln, Köln, 20.11.2018,

     •      Projekt: Bebauungsplan 659 Dinnendahl-
straße/Bronkhorststraße in Oberhausen-
Osterfeld - 2. Bericht: Betrachtungen zu Wasser-
wirtschaft und Hydrogeologie, Dr. Gärtner und
Partner GbR, Duisburg, 21.12.2011,

     •      BV Dinnendahlstraße in Oberhausen: Ver-
sickerungsfähigkeit des Untergrundes, Mull und
Partner Ingenieurgesellschaft mbH, Köln,
14.02.2019,

     •      Projekt: Bebauungsplan 659 Dinnendahl-
straße/Bronkhorststraße in Oberhausen-
Osterfeld - 1. Bericht: Orientierende Altlastenun-
tersuchung, Dr. Gärtner und Partner GbR,
Duisburg, 07.12.2011.

     Die der Stadt Oberhausen in den bisherigen
Verfahrensschritten von Dritten zur Verfügung
gestellten umweltbezogenen Informationen und
Stellungnahmen sind bei der Erarbeitung des
Umweltberichts abwägend berücksichtigt worden.

     Weitere Details der umweltbezogenen Informationen
sind dem ausliegenden Umweltbericht mit den
genannten Prüfergebnissen und den aufgeführten
Stellungnahmen zu entnehmen.

     Stellungnahmen können während der Auslegungs-
frist (bis 10.09.2020) abgegeben werden. Nicht
rechtzeitig abgegebene Stellungnahmen können bei
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan

unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren
Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des
Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (§ 4a Abs.
6 BauGB).

     Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 2 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I, S.587).

     Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans
umfasst die Flurstücke Nrn. 760 und 1567
(Gemarkung Sterkrade, Flur 17) und wird wie folgt
begrenzt:

     •      im Osten durch die Dinnendahlstraße, somit durch
die westliche Grenze des Flurstücks Nr. 611,

     •      im Süden durch die rückwärtigen Hausgärten
der Wohnbebauung an der Bronkhorststraße
und somit durch die nördlichen Grenzen der
Flurstücke Nrn. 1480, 1479, 1469 und 609 sowie
durch einen nördlichen Teil der östlichen Grenze
des Flurstücks Nr. 608,

     •      im Westen durch die rückwärtigen
Grundstücksbereiche der Wohnbebauung an
der Goliathstraße und die Goliathstraße, somit
durch die nördliche und östliche Grenze des
Flurstücks Nr. 1568, durch die östlichen Grenzen
der Flurstücke Nrn. 788, 789, 790, 1675
(Goliathstraße) und 886,

     •      im Norden durch die südliche Grundstücksgren-
ze der Rheinisch-Westfälischen Wasserwerks-
gesellschaft mbH (RWW) (Flurstück Nr. 1679)
sowie die südliche Grenze eines ehemaligen
Schulgrundstückes an der Dinnendahlstraße
(Flurstück Nr. 899).

II.   Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2 Abs.
4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 18.11.2019 gefasste
Beschluss zur öffentlichen Auslegung des
Bebauungsplans Nr. 659 - Dinnendahlstraße/
Bronkhorststraße - nebst Begründung wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

     Oberhausen, 19.06.2020

     Schranz
     Oberbürgermeister

III. Bestätigungen des Oberbürgermeisters im Sinne
des § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Hiermit bestätige ich,

     1.    dass der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung
des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung des
Bebauungsplans Nr. 659 - Dinnendahl-
straße/Bronkhorststraße - nebst Begründung mit
dem Ratsbeschluss vom 18.11.2019 überein-
stimmt.

     2.    dass im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und Abs. 2 der Verordnung über die öffentliche
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO)
vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516/SGV. NRW.
2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
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05.11.2015 (GV. NRW. S. 741), verfahren wor-
den ist.

     Oberhausen, 19.06.2020

     Schranz
     Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan 
Nr. 659 - Dinnendahlstraße/Bronkhorststraße -

Mit dem Bebauungsplan werden die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen, die ehe-
malige Sportanlage an der Dinnendahlstraße im Sinne
einer Wohnbaulandentwicklung umzunutzen. Die

Konzeption zur Neugestaltung der Sportplatzlandschaft
der Stadt Oberhausen hat die Sportanlage
Dinnendahlstraße als eine der Sportflächen identifiziert,
die aufzugeben waren. Für die Sportanlage an der
Dinnendahlstraße bestand und besteht demnach
Handlungsbedarf in Bezug auf eine Umnutzung der
bestehenden Fläche. Durch die mit der Aufgabe der
Sportflächennutzung verbundenen Einsparungen und
die erwarteten Einnahmen aus der Vermarktung sollen
andere Sportplatzanlagen im Oberhausener Stadtgebiet
saniert und ertüchtigt werden, um deren Nutzung auf
diese Weise zu intensivieren. Die Umnutzung der
Sportanlage Dinnendahlstraße ist somit ein wichtiger
Bestandteil der Umsetzung des Sportstättenkonzepts
der Stadt Oberhausen. 
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Die Stadt Oberhausen hat durch das Institut für
Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH, Berlin, in den
Jahren 2012 und 2017 Studien zum Thema „Wohnen in
Oberhausen“ erstellen lassen. Nach den Ergebnissen
der Studien besteht für die Stadt Oberhausen nach wie
vor ein erkennbarer Bedarf im Bereich der 1-2-
Familienhäuser. Die Fläche an der Dinnendahlstraße
eignet sich dabei in besonderem Maße für die
Entwicklung von Wohnbauland. Zum einen handelt es
sich bei der Umnutzung des Sportplatzes um eine
Innenentwicklung. Umgebend befindet sich bereits
Wohnbebauung, die durch die Umnutzung des
Sportplatzes arrondiert werden kann. Zum anderen zeigt
sich die Fläche hinsichtlich ihrer guten Anbindung an die
vorhandene Infrastruktur als besonders geeignet für die
Entwicklung von Wohnbauland. Für die Versorgung mit
Gütern des täglichen und langfristigen Bedarfs befinden
sich das Nahversorgungszentrum Tackenberg/Kloster-
hardt und das Hauptzentrum Sterkrade in fußläufiger
Entfernung. Unter Berücksichtigung der Schutzan-
sprüche der bestehenden umliegenden Nutzung wird für
diesen Standort die Entwicklung eines reinen
Wohngebiets beabsichtigt. Dadurch kann künftig insge-
samt eine ruhige Wohnlage generiert werden. Eine
Umnutzung der Sportplatzfläche hin zu einer Grünfläche
wird hinsichtlich der Lage im Siedlungsgefüge und der
Standortvorteile für eine künftige Wohnbauflächenent-
wicklung nicht in Erwägung gezogen. Die zum Teil dicht-
en Vegetationsbestände im geböschten Randbereich
des bestehenden Sportplatzes bleiben größtenteils
erhalten. Im Rahmen der Entnahme von einzelnen
Gehölzen zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit
und zur Stabilisierung der verbleibenden Gehölze wer-
den ca. 10 % der vorhandenen Gehölzstruktur entfernt.
Infolge der Neupflanzung von ökologisch wertvollen
Blühsträuchern und Bäumen werden die
Gehölzstrukturen im Böschungsbereich aufgewertet.
Durch die Sicherung dieser Bereiche als Grünfläche
kann die Bepflanzung zur Grüneinbettung des neu
entstehenden Wohngebiets beitragen. Zudem erfolgt
hierdurch eine Anknüpfung an die östlich des
Geltungsbereichs beginnende Grünverbindung zur ehe-
maligen Zeche Osterfeld und St. Antony-Hütte.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Weiterführung
des Bebauungsplans Nr. 543 - Hessen-
straße - im beschleunigten Verfahren
nach § 13a BauGB und die öffentliche
Auslegung des Entwurfs des Bebauungs-
plans Nr. 543 - Hessenstraße -

I.   Bekanntmachung des beschleunigten Verfahrens
und der öffentlichen Auslegung

     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
17.02.2020 beschlossen, den Bebauungsplan 
Nr. 543 - Hessenstraße - im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB weiterzuführen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 i. V. mit § 13a
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
27.03.2020 (BGBl. I, S. 587).

     Der Rat der Stadt hat sich gleichzeitig mit dem Entwurf
des Bebauungsplans Nr. 543 - Hessenstraße - vom

05.11.2019 einverstanden erklärt und die öffentliche
Auslegung nebst Begründung beschlossen.

     Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 543 
- Hessenstraße - liegt deshalb nebst Begründung in
der Zeit vom 23.07.2020 bis 28.08.2020 ein-
schließlich im Internet unter https://www.o-
sp.de/oberhausen/plan/auslegung.php öffentlich aus.

     Zudem erfolgt die öffentliche Auslegung der
Unterlagen innerhalb der vorgenannten
Auslegungsfrist auch im Bereich 5-1/Stadtplanung,
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66
(Eingang zurzeit nur über den Gebäudeteil D),
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 013, während der nach-
stehend genannten Dienstzeiten:

     Montag - Donnerstag    08:00 - 16:00 Uhr
     Freitag                           08:00 - 12:00 Uhr

     Im Interesse der Bevölkerung und des Personals der
Stadtverwaltung Oberhausen wird aufgrund der
COVID-19-Pandemie um eine vorherige
Terminvereinbarung gebeten.

     Kontaktdaten:
     Fachbereich 5-1-40/Konstruktion und Verfahren der

Bauleitpläne
     Bahnhofstraße 66
     46145 Oberhausen
     bauleitplaene@oberhausen.de
     Tel.: 0208 825-3265 oder -2498

     Die Einsichtnahme ist nur durch eine Einzelperson
möglich. Sollte zwingend eine Begleitperson
erforderlich sein, so ist dies vorher abzusprechen.
Der/die Besucher/in hat zum vereinbarten Termin
einen Mund-/Nasenschutz zu tragen. Die
Abstandsregeln sind einzuhalten.

     Stellungnahmen können während der
Auslegungsfrist (bis 28.08.2020) abgegeben werden.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kön-
nen bei der Beschlussfassung über den
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte
kennen müssen und deren Inhalt für die
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von
Bedeutung ist (§ 4a Abs. 6 BauGB).

     Gesetzliche Grundlage ist § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. mit
§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 3 Abs. 2
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
27.03.2020 (BGBl. I, S. 587), in Verbindung mit dem
Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer
Planungs- und Genehmigungsverfahren während der
COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsge-
setz - PlanSiG).

     Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren
aufgestellt wird, wird gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 i. V. mit § 13 Abs. 3 BauGB u. a. von der
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten
umweltbezogener Informationen verfügbar sind,
abgesehen.
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     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 543 liegt in
der Gemarkung Buschhausen und umfasst die
Flurstücke Nr. 148, Flur 10, und Nr. 184, Flur 9. Es
wird wie folgt umgrenzt:

     Nördliche, östliche, südliche und westliche Seite der
Hessenstraße zwischen der Oldenburger Straße und
Bayernstraße.

II.  Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2 
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Die vom Rat der Stadt am 17.02.2020 gefassten
Beschlüsse zur Weiterführung des Bebauungsplans
Nr. 543 - Hessenstraße - im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB und zur öffentlichen
Auslegung sowie die öffentliche Auslegung des
Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 543 - Hessen-
straße - nebst Begründung werden hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung
des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung der
Beschlüsse zur Weiterführung des Bebauungsplans
Nr. 543 - Hessenstraße - im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB und zur öffentlichen
Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans Nr.
543 - Hessenstraße - nebst Begründung stimmt mit
den Ratsbeschlüssen vom 17.02.2020 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom

26.08.1999 (GV. NRW. S. 516/SGV NRW 2023),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV. NRW. S. 739), verfahren.

     Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

     Oberhausen, 01.07.2020

     Schranz
     Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan Nr.
543 - Hesenstraße -

Um die vorhandene städtebauliche Ordnung weiterhin
zu gewährleisten und zum Zwecke der rechtmäßigen
Herstellung der Erschließungsanlage Hessenstraße
gemäß § 125 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) soll ein
Bebauungsplan aufgestellt und darin die Straßen-
begrenzungslinien und die öffentliche Verkehrsfläche
gemäß dem Bestand festgesetzt werden.

Mit der Festsetzung von Straßenbegrenzungslinien und
der damit klaren Abgrenzung zwischen den öffentlichen
Flächen und den angrenzenden privaten Flächen schafft
der Bebauungsplan bindende Vorgaben für den räum-
lichen Umgriff eines möglichen Ausbaus. Eine textliche
Festsetzung zur Neupflanzung von Straßenbäumen
dient der Aufwertung der Hessenstraße und des
Wohnumfeldes, gleichzeitig wirken sich die
Neuanpflanzungen positiv auf das lokale Klima aus.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
https://www.o-sp.de/oberhausen/plan/auslegung.php zu
erhalten.
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Öffentliche Bekanntmachung der
öffentlichen Auslegungen verschiedener
Änderungen des Regionalen Flächen-
nutzungsplanes der Planungsgemein-
schaft Städteregion Ruhr der Städte
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne,
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 

Die Änderungen beziehen sich auf drei Bereiche in der
Stadt Essen. 

Der Hauptausschuss der Stadt Oberhausen hat in
Anwendung des § 60 (1) GO NRW anstelle des Rates
am 11.05.2020 beschlossen:

1.  die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange (Anregungen und dies-
bezügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zur
Kenntnis zu nehmen und

2.  die öffentliche Auslegung und Beteiligung der
öffentlichen Stellen und sonstigen Träger öffentlicher
Belange auf der Grundlage des vorgelegenen
Planentwurfs für das Änderungsverfahren zum
RFNP 40 E „Bäuminghausstraße/Hövelstraße
(Baggerübungsplatz)“ durchzuführen.

Darüber hinaus hat der Rat der Stadt Oberhausen am
22.06.2020 beschlossen:

1.  die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange (Anregungen und dies-
bezügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zur
Kenntnis zu nehmen und

2.  die öffentliche Auslegung und Beteiligung der
öffentlichen Stellen und sonstigen Träger öffentlicher
Belange auf der Grundlage der vorgelegenen
Planentwürfe für folgende Änderungsverfahren zum
RFNP durchzuführen:

     - 39 E „Levinstraße/Ewald-Dutschke-Straße“ 
     - 43 E „Erbslöhstraße (neue Gesamtschule)“ 

Der Änderungsbereich 39 E „Levinstraße/Ewald-
Dutschke-Straße“ befindet sich in Essen im Stadtteil
Gerschede (Stadtbezirk IV). Er grenzt im Süden an die
Köln-Mindener Bahnlinie und im Westen an die Ewald-
Dutschke-Straße. Im Osten und Südosten begrenzt
rückwärtige Bebauung an der Levinstraße sowie an der
Straße Gerscheder Weiden das Gebiet. Im Norden 
erfolgt die Begrenzung mittels eines Durchgangsweges.
Mit der Planung soll die Fläche der ehemaligen
Bezirkssportanlage Levinstraße einer Wohnnutzung
zugeführt werden. 

Der Änderungsbereich 40 E „Bäuminghausstraße/
Hövelstraße (Baggerübungsplatz)“ liegt im Westen des
Stadtteils Altenessen-Süd (Stadtbezirk V). Er wird im
Norden begrenzt durch die privaten Grundstücke an der
Hövelstraße, im Osten durch einen Bahndamm, im Süden
durch die Bäuminghausstraße und im Westen durch den
Gewerbepark M1. Bei der Fläche handelt es sich um das
ehemalige Betriebsgelände des Wetterschachtes
„Barbara“ der Zeche Vereinigte Helene und Amalie, das
als Wohnstandort entwickelt werden soll.
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Der Änderungsbereich 43 E „Erbslöhstraße (neue
Gesamtschule)“ liegt ebenfalls im Stadtteil Altenessen-
Süd (Stadtbezirk V). Er wird im Westen durch die
Grundstücke an der Kleinen Hammerstraße, im Norden
durch einen befahrbaren Verbindungsweg, im Osten
durch die Erbslöhstraße und im Süden durch den
Berthold-Beitz-Boulevard begrenzt. Auf der Fläche des
ehemaligen Sportplatzes Bamlerstraße und einiger
Kleingärten soll der Neubau einer Gesamtschule für den
Stadtteil entstehen.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gem. § 3 Abs. 2
Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der
öffentlichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB jeweils 
i. V. m. § 13 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-
Westfalen (LPlG NRW) sowie § 9 Raumordnungsgesetz
(ROG). 

Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen,
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
können innerhalb einer Frist von einem Monat
Stellungnahmen zu den ausliegenden Änderungs-
entwürfen abgeben. Bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes soll die Frist gemäß § 3 (2) BauGB
angemessen verlängert werden. 

Im Fall der Änderungsverfahren 39 E, 40 E und 43 E
werden die Planunterlagen für die Dauer von einem
Monat ausgelegt. Für eine Verlängerung der Regelfrist
liegt kein wichtiger Grund vor (Planverfahren ohne
besondere Komplexität).

Die Änderungen des Regionalen Flächennutzungsplans
haben Auswirkungen auf die Umwelt. Daher sind im
Rahmen der o. g. Änderungsverfahren gemäß § 8 Abs. 1
ROG i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB Umweltprüfungen (UP)
durchgeführt und Umweltberichte erstellt worden.

Neben den Planentwürfen mit beigefügter Begründung
enthalten insbesondere die Umweltberichte nach
Maßgabe der Anlage 1 zum BauGB umweltbezogene
Informationen zu den Umweltschutzgütern i. S. des § 1
Abs. 6 Nr. 7 BauGB in der derzeit geltenden Fassung: 

-    Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft ein-
schließlich Natura 2000-Gebiete 

-    Fläche 
-    Boden
-    Wasser
-    Luft
-    Klima
-    Mensch, Gesundheit, Bevölkerung
-    Kultur- und Sachgüter
-    Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen

Darüber hinaus sind die folgenden Dokumente verfüg-
bar, die umweltbezogene Informationen enthalten:

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 13 vom 15. Juli 2020

126

Änderungsverfahren 39 E 
 

Art der vorhandenen 
Information 

Urheber Thematischer Bezug 

4 Stellungnahmen von 
Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange 

Landschaftsverband 
Rheinland 
 

Landesamt für Natur, 
Umwelt und 
Verbraucherschutz 
NRW 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Landesbüro der 
Naturschutzverbände 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und 
Energie des Landes 
NRW 

Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ – 
Denkmäler im näheren Umfeld des 
Plangebietes 

Schutzgut „Boden“ –  
altlastverdächtige Fläche 

Schutzgut „Wasser“ – Grundwasser, 
Niederschlagswasser 

Schutzgut „Klima/Luft“ – 
Beeinträchtigung stadtklimatischer 
Belange   

Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Lärmkonflikt 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ – 
Grünflächensicherung, Waldersatz, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
gem. LNatSchG NRW, Artenschutz, 
Schutzgebiete  
 
Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ – 
Grünflächensicherung, 
Ausgleichsregelung, 
Alternativenprüfung, Walderhalt, 
Artenschutz 

Schutzgut „Luft“ – Belüftung 

Schutzgut „Boden“ – potenzielle 
Gefährdung durch 
Starkregenereignisse 

Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Erschütterung, 
Lärmbelastung 
 
Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Auswirkungen 
schwerer Unfälle auf schutzbedürftige 
Gebiete (Trennungsgrundsatz); 
Lärmimmissionen; Luftreinhaltung 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ – Artenschutz, 
Grünflächensicherung, Walderhaltung 

1 Fachgutachten Umweltbüro Essen 
(2020) 

 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ –  
Artenschutzprüfung Stufe 1 – 
Vorprüfung 

Änderungsverfahren 40 E 
 
Art der vorhandenen 
Information 

Urheber Thematischer Bezug  

3 Stellungnahmen von 
Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange 

Amprion 
 
 
 
Bezirksregierung 
Düsseldorf 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und 
Energie des Landes 
NRW 

Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Vorsorgeabstand zu 
Höchstspannungsfreileitung  
 
Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ – 
Wahrung denkmalrechtlicher Belange 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ –  Artenschutz 

Schutzgut „Boden“ – Nutzung Karte 
der schutzwürdigen Böden des GD 

Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ –Lärm- und 
Staubimmissionen 
 
Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Nähe zu 
Höchstspannungsfreileitung; 
Lärmimmissionen  
 

3 Fachgutachten Landschaftsplanung 
Osnabrück Volpers & 
Mütterlein (2017) 
 
Erdbaulaboratorium 
Essen (2016) 
 
 
Peutz Consult (2017) 

Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ – 
Artenschutzprüfung Stufe I - 
Vorprüfung 
 
Schutzgut „Boden“ – Bewertung von 
Grund und Boden aus geotechnischer 
und umwelttechnischer Sicht  
 
Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Bewertung 
schalltechnischer Randbedingungen 
für die Projektentwicklung 
Barbaragelände in Altenessen 

 
 



Die Planunterlagen (Entwürfe der Änderungspläne,
Begründungen, Umweltberichte, Abwägungssynopsen)
sowie die nach Einschätzung der Gemeinden der
Planungsgemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegen-
den umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der
Zeit vom 17.08. bis 17.09.2020 (einschließlich) in den
Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus.
Während der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaß-
nahmen ist in einigen Städten eine Einsichtnahme nur
nach telefonischer Voranmeldung möglich.

In der Stadt Oberhausen können sie an den
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden:

Bereich 5-1/Stadtplanung, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66 (Eingang zurzeit nur über
den Gebäudeteil D), Erdgeschoss, Zimmer A013

Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag    8:00 - 16:00 Uhr
Freitag                           8:00 - 12:00 Uhr

Im Interesse der Bevölkerung und des Personals der
Stadtverwaltung Oberhausen wird aufgrund der COVID-
19-Pandemie um eine vorherige Terminvereinbarung
unter folgendem Kontakt gebeten:

Fachbereich 5-1-40/Konstruktion und Verfahren der
Bauleitpläne
Bahnhofstraße 66
46145 Oberhausen
per E-Mail: bauleitplaene@oberhausen.de
telefonisch: 0208 825-2498 oder -3265

Die Einsichtnahme ist nur durch eine Einzelperson
möglich. Sollte zwingend eine Begleitperson erforderlich
sein, so ist dies vorher mit der genannten
Auslegungsstelle abzusprechen. Der/die Besucher/in
hat zum vereinbarten Termin einen Mund-/Nasenschutz
zu tragen. Die Abstandsregeln sind einzuhalten. Weitere
Rückfragen zur diesbzgl. Durchführung der öffentlichen
Auslegung können ebenfalls unter dem genannten
Kontakt erfolgen.

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den
anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den
dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 88 61-210/-212) zu erfra-
gen. Auskunft zum Änderungsverfahren erteilt in der
Stadt Oberhausen

Uwe Kraus, Tel.: 0208 825-2196
E-Mail: uwe.kraus@oberhausen.de

Alle Planunterlagen mit den auszulegenden Unterlagen,
der Inhalt der Bekanntmachung sowie die
Beschlussvorlagen können auch auf den Internetseiten
der Städteregion Ruhr eingesehen werden.

Stellungnahmen zu den Entwürfen der Änderungspläne,
zu den Begründungen und zu den Umweltberichten kön-
nen während der Auslegungsfrist bis zum 17.09.2020
(einschließlich) insbesondere schriftlich, zur
Niederschrift oder per E-Mail 

-    bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bau-
ordnung, Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus),
45121 Essen,

     E-Mail: geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de

-    bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1/Stadtplanung,
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66
(Eingang zurzeit nur über den Gebäudeteil D), 46145
Oberhausen,

     E-Mail: bauleitplaene@oberhausen.de

-    oder bei einer der anderen Planungsstädte
abgegeben werden.

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits-
und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben
worden sind, können bei der Beschlussfassung über
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte ken-
nen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden
geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 50
Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gle-
ichem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch
ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in
das Ergebnis bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1/
Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66 (Eingang zurzeit nur über den
Gebäudeteil D), Raum A013, 46145 Oberhausen,
während der Dienststunden ermöglicht wird. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme
abgeben, werden in den Drucksachen für die
öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und
der Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt
grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der
Stellungnahme. 

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der
Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 ver-
arbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung
und Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der
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Änderungsverfahren 43 E 
 
Art der vorhandenen 
Information 

Urheber Thematischer Bezug  

7 Stellungnahmen von 
Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange 

Landwirtschaftskammer 
NRW 
 
Amprion 
 
 
 
Emschergenossenschaft
 
 
Bezirksregierung 
Düsseldorf 
 
Landesbüro der 
Naturschutzverbände 
 
 
 
Landesamt für Natur, 
Umwelt und 
Verbraucherschutz 
NRW 
 
Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und 
Energie des Landes 
NRW 

Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ – 
Landwirtschaftliche Flächen 
 
Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Vorsorgeabstand zu 
Höchstspannungsfreileitung  
 
Schutzgut „Klima/Luft“ –  Minimierung 
stadtklimatischer Auswirkungen   
 
Schutzgut „Boden“ – 
Bodenfunktionskarte / Nutzung Karte 
der schutzwürdigen Böden des GD  
Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ – Erhalt 
geschützte Allee, Grünanlage und 
Gehölzstrukturen 
 
Schutzgut „Klima/Luft“ – Datenquellen 
des LANUV  
 
 
Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ –  Artenschutz, 
Erhalt geschützte Allee, Grünanlage 

Schutzgut „Mensch, Gesundheit, 
Bevölkerung“ – Lärmimmissionen; 
Luftreinhaltung 

2 Fachgutachten Untere 
Bodenschutzbehörde 
bei der Stadt Essen / 
Gesellschaft für 
Bioanalytik (2014) 
 
Umweltbüro Essen 
(2020) 

Schutzgut „Boden“ –   
Bodenuntersuchung der städtischen 
Geologie 
 
 
 
Schutzgut „Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt“ –  
Artenschutzprüfung Stufe I – 
Vorprüfung 



Städteregion Ruhr 2030 unter: 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungs-
verfahren.html
Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine
Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbe-
helfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht
hat, aber hätte geltend machen können. 

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 29.06.2020

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung des
Einleitungs- und Erarbeitungsbe-
schlusses sowie der frühzeitigen
Beteiligung für zwei Änderungsverfahren
des Regionalen Flächennutzungsplanes
der Planungsgemeinschaft Städteregion
Ruhr der Städte Bochum, Essen,
Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der
Ruhr und Oberhausen

Die Änderungen beziehen sich auf zwei Bereiche in der
Stadt Mülheim an der Ruhr. 

Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 22.06.2020
gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 39
Landesplanungsgesetz und § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch
die Erarbeitung folgender Änderungen zum Regionalen
Flächennutzungsplan (RFNP) und die Einleitung der
entsprechenden Planverfahren beschlossen:

44 MH Wissollstraße
45 MH Holzstraße

Der Änderungsbereich 44 MH befindet sich in Mülheim
an der Ruhr im Stadtteil Speldorf und erstreckt sich
südlich der Bahnflächen vom Veilchen- und Nelkenweg
im Westen bis zur Ulmenstraße im Osten. Im Süden
reicht der Änderungsbereich bis zur Saarner Straße
sowie Kirchstraße. Zentrales Ziel der RFNP-Änderung
ist es, auf den Flächen der Unternehmenszentrale
Tengelmann Warenhandelsgesellschaft KG zukünftig
Wohn- und Gewerbenutzungen zu entwickeln.
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Der Änderungsbereich 45 MH befindet sich in Mülheim
an der Ruhr im Stadtteil Broich und liegt südlich der
Holzstraße zwischen dem Steinbruch Rauen und dem
Broicher Friedhof. Im Änderungsbereich ist die
Entwicklung von Wohnbauflächen sowie die Sicherung
der Grünstrukturen vorgesehen.

Der Regionale Flächennutzungsplan der
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der
Ruhr und Oberhausen ist nach öffentlicher Bekannt-
machung am 03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan
nimmt gleichzeitig die Funktion eines Regionalplans und
eines gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr.

Bezogen auf die vorgenannten Änderungsbereiche kann
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen
Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren
voraussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen.
Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und
Erörterung.

Hierzu werden die Planunterlagen (jeweils Vorentwurf
des Änderungsplans mit Begründung und
Umweltbericht) in der Stadt Oberhausen in der Zeit vom
17.08. bis 17.09.2020 (einschließlich) öffentlich aus-
gelegt. Während der Geltungsdauer der Corona-
Schutzmaßnahmen ist in einigen Städten eine
Einsichtnahme nur nach telefonischer Voranmeldung
möglich.

Die Planunterlagen können an den behördlichen
Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden:

Bereich 5-1/Stadtplanung, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66 (Eingang zurzeit nur über
den Gebäudeteil D), Erdgeschoss, Zimmer A013

Die Öffnungszeiten sind wie folgt:

Montag - Donnerstag    8:00 - 16:00 Uhr
Freitag                           8:00 - 12:00 Uhr

Im Interesse der Bevölkerung und des Personals der
Stadtverwaltung Oberhausen wird aufgrund der COVID-
19-Pandemie um eine vorherige Terminvereinbarung
unter folgendem Kontakt gebeten:

Fachbereich 5-1-40/Konstruktion und Verfahren der
Bauleitpläne
Bahnhofstraße 66
46145 Oberhausen
per E-Mail: bauleitplaene@oberhausen.de
telefonisch: 0208 825-2498 oder -3265

Die Einsichtnahme ist nur durch eine Einzelperson
möglich. Sollte zwingend eine Begleitperson erforderlich
sein, so ist dies vorher mit der genannten
Auslegungsstelle abzusprechen. Der/die Besucher/in
hat zum vereinbarten Termin einen Mund-/Nasenschutz
zu tragen. Die Abstandsregeln sind einzuhalten. Weitere
Rückfragen zur diesbzgl. Durchführung der öffentlichen
Auslegung können ebenfalls unter dem genannten
Kontakt erfolgen.

Die Termine und Orte für die Auslegungen in den
anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind den
dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen

oder bei der Geschäftsstelle Regionaler
Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210,
bzw. 0201 88-61212) zu erfragen.

Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt 

Uwe Kraus, Tel.: 0208 825-2196
E-Mail: uwe.kraus@oberhausen.de

Alle Planunterlagen zu den Änderungsbereichen können
auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr eingese-
hen werden. Es besteht die Möglichkeit, während der
Auslegungsfrist eine Stellungnahme abzugeben. Dies
kann insbesondere schriftlich, zur Niederschrift im
Rahmen der Planeinsicht oder per E-Mail erfolgen. 

Postanschrift der Planungsgemeinschaft: 
Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen
E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft:
geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme
abgeben, werden in den Drucksachen für die
öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und
der Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt
grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der
Stellungnahme.

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der
Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 ver-
arbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung
und Ihre Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der
Städteregion Ruhr 2030 unter: 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungs-
verfahren.html

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen
Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer Über-
arbeitung der Vorentwürfe der RFNP-Änderungen
führen; d.h. Planentwurfsänderungen aufgrund der
frühzeitigen Beteiligung sind möglich und vorgesehen. 

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 29.06.2020

Schranz
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung des Jahresabschlusses
der STOAG Stadtwerke Oberhausen
GmbH zum 31. Dezember 2019

1.  Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat den
Jahresabschluss zum 31.12.2019 fristgerecht
aufgestellt und durch die PKF Deutschland GmbH,
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, prüfen lassen.

     Die PKF Deutschland GmbH, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, hat folgenden uneingeschränkten
Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN
ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der STOAG Stadtwerke
Oberhausen GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 31.
Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31.
Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben
wir den Lagebericht der STOAG Stadtwerke
Oberhausen GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar
2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse
-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen

wesentlichen Belangen den deutschen, für
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2019 und

-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In
allen wesentlichen Belangen steht dieser
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere
Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere

sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -
falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben.
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur
Aufstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in
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Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus Verstößen oder
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus
-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken

wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können.

-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen
Kontrollsystem und den für die Prüfung des
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft
abzugeben.

-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten
Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-
ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit beste-
ht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und
im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr
fortführen kann.

-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des
Unternehmens.

-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunft-
sorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhe-
bliches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

München, 11. Mai 2020

PKF Deutschland GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Feldmann               Stauber
Wirtschaftsprüfer    Wirtschaftsprüfer

2.  Durch Gesellschafterbeschluss vom 29. Juni 2020
wurde der Jahresabschluss festgestellt. Die
Geschäftsführung und der Aufsichtsrat wurden ent-
lastet.

3.  Der Jahresabschluss einschließlich des Lageberichts
kann vom 24. bis zum 28. August 2020 jeweils von
Montag bis Donnerstag in der Zeit von 9:00 bis 15:00
Uhr und am Freitag in der Zeit von 9:00 bis 13:00 Uhr
bei der STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH,
Max-Eyth-Straße 62, 46149 Oberhausen, Raum 1.5,
eingesehen werden.

Oberhausen im Juni 2020

STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen

Die Geschäftsführung
Werner Overkamp

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 13 vom 15. Juli 2020

131



Bekanntmachung des Konzernabschlus-
ses der STOAG Stadtwerke Oberhausen
GmbH zum 31. Dezember 2019

1.  Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat den
Konzernabschluss zum 31.12.2019 fristgerecht
aufgestellt und durch die PKF Deutschland GmbH,
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, prüfen lassen.

     Die PKF Deutschland GmbH, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, hat nachfolgenden uneingeschränkten
Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN
ABSCHLUSSPRÜFERS

An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der STOAG
Stadtwerke Oberhausen GmbH und ihrer
Tochtergesellschaften (der Konzern) - bestehend aus
der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2019, der
Konzern-Gewinn und Verlustrechnung, dem Konzern-
eigenkapitalspiegel und der Konzernkapitalflussrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31.
Dezember 2019 sowie dem Konzernanhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben
wir den Konzernlagebericht der STOAG Stadtwerke
Oberhausen GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar
bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse 

-    entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen handel-
srechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-
und Finanzlage des Konzerns zum 31. Dezember
2019 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und

-    vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht
dieser Konzernlagebericht in Einklang mit dem
Konzernabschluss, entspricht den deutschen geset-
zlichen Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des
Konzernlageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und
des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung
des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts“
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von den Konzernunternehmen
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten
in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum
Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht zu
dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Konzernabschluss und den
Konzernlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Konzernabschlusses, der den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der
Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt
haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
des Konzerns zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben.
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Konzernlageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Konzernlageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus-
reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im
Konzernlagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses des Konzerns zur
Aufstellung des Konzernabschlusses und des
Konzernlageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Konzernabschlusses und des
Konzernlageberichts 
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Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Konzernabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der
Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen geset-
zlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der
unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum
Konzernlagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus Verstößen oder
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Konzernabschlusses und
Konzernlageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus 

-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -
falscher Darstellungen im Konzernabschluss und
Konzernlagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt
werden, ist bei Verstößen höher als bei
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw.
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten
können. 

-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die
Prüfung des Konzernabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des
Konzernlageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben. 

-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-
ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit
des Konzerns zur Fortführung der Unternehmens-

tätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit beste-
ht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf
die dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss
und im Konzernlagebericht aufmerksam zu machen
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass der Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht
mehr fortführen kann. 

-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau
und den Inhalt des Konzernabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der
Konzernabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der
Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns
vermittelt. 

-    holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachwei-
se für die Rechnungslegungsinformationen der
Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb
des Konzerns ein, um Prüfungsurteile zum
Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht
abzugeben. Wir sind verantwortlich für die Anleitung,
Überwachung und Durchführung der Konzernab-
schlussprüfung. Wir tragen die alleinige Verantwor-
tung für unsere Prüfungsurteile.

-    beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts
mit dem Konzernabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der
Lage des Konzerns. 

-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunft-
sorientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den
zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko,
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunft-
sorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

München, 25. Mai 2020

PKF Deutschland GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Feldmann               Stauber
Wirtschaftsprüfer    Wirtschaftsprüfer

2.  Durch Gesellschafterbeschluss vom 29. Juni 2020
wurde der Konzernjahresabschluss festgestellt. Die
Geschäftsführung und der Aufsichtsrat wurden ent-
lastet.
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3.  Der Konzernjahresabschluss einschließlich des
Konzernlageberichts kann vom 24. bis zum 28.
August 2020 jeweils von Montag bis Donnerstag in
der Zeit von 9:00 bis 15:00 Uhr und am Freitag in der
Zeit von 9:00 bis 13:00 Uhr bei der STOAG
Stadtwerke Oberhausen GmbH, Max-Eyth-Straße 62,
46149 Oberhausen, Raum 1.5, eingesehen werden.

Oberhausen im Juni 2019

STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen

Die Geschäftsführung
Werner Overkamp

Jahresabschluss zum 31.12.2019 der
GMVA Niederrhein GmbH

Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049
Oberhausen, hat am 09.06.2020 im Umlaufverfahren
den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019 mit einer
Bilanzsumme von 75.906.215,09 € und einem
Jahresüberschuss von 15.489.816,65 € festgestellt.

Oberhausen, 09.06.2020

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom
17.08.2020 bis 04.09.2020 in der Zeit von 09:00 Uhr bis
13:00 Uhr im Verwaltungsgebäude der GMVA
Niederrhein GmbH, 46049 Oberhausen, Liricher Straße
121, Raum 104, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 10. März 2020 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der GMVA
Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein
Gesellschaft mit beschränkter Haftung - bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn-
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem
Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft.
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der GMVA
Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein
Gesellschaft mit beschränkter Haftung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse 

-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen, für
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar
2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In

allen wesentlichen Belangen steht dieser
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere
Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt “Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere
sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -
falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben.
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
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Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur
Aufstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab-
schlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus 

-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können.

-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen

Kontrollsystem und den für die Prüfung des
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft
abzugeben. 

-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenhei-
ten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil
zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr
fortführen kann.

-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der GMVA Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein Gesellschaft
mit beschränkter Haftung vermittelt. 

-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des
Unternehmens.

-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunft-
sorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhe-
bliches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Duisburg, 10. März 2020
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                    gez. 
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann   Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 9. Juni 2020
GMVA Niederrhein GmbH
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Frank Nachtsheim

Jahresabschluss zum 31.12.2019 der
GMVA GmbH & Co. KG

Die Gesellschafterversammlung der GMVA GmbH & Co.
KG, 46049 Oberhausen, hat am 3. April 2020 den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019 mit einem
Jahresüberschuss von 74.039,08 EUR festgestellt.

Das Ergebnis der GMVA GmbH & Co. KG vollständig an
die GMVA Niederrhein GmbH auszuschütten. In der
GMVA Niederrhein GmbH soll die Verwendung des
Jahresüberschusses gemäß den Regelungen der
Satzung erfolgen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom
17.08.2020 bis 04.09.2020 in der Zeit von 09:00 Uhr bis
13:00 Uhr im Verwaltungsgebäude der GMVA
Niederrhein GmbH, 46049 Oberhausen, Liricher Straße
121, Raum 104, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 10. März 2020 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der GMVA GmbH & Co.
KG - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31.
Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht
der GMVA GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr vom
1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse 

-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen, für
Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesell-
schaften im Sinne des § 264 a HGB geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember
2019 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In
allen wesentlichen Belangen steht dieser
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere
Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und
zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,
für Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesell-
schaften im Sinne des § 264 a HGB geltenden handel-
srechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -
falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben.
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
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sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwick-lung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus Verstößen oder
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus 

-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können.

-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen
Kontrollsystem und den für die Prüfung des
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft
abzugeben. 

-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten
können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen
kann.

-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der GMVA GmbH & Co. KG
vermittelt. 

-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des
Unternehmens.

-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunft-
sorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhe-
bliches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Duisburg, 10. März 2020

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                    gez. 
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann   Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 3. April 2020

GMVA GmbH & Co. KG 
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Frank Nachtsheim

Jahresabschluss zum 31.12.2019 der
GMVA Verwaltungs-GmbH

Die Gesellschafterversammlung der GMVA
Verwaltungs-GmbH, 46049 Oberhausen, hat am 3. April
2020 den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019
festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom
17.08.2020 bis 04.09.2020 in der Zeit von 09:00 Uhr bis
13:00 Uhr im Verwaltungsgebäude der GMVA
Niederrhein GmbH, 46049 Oberhausen, Liricher Straße
121, Raum 104, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 10. März 2020 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der GMVA
Verwaltungs-GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 31.
Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31.
Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht
der GMVA Verwaltungs-GmbH für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019
geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse 

-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen
wesentlichen Belangen den deutschen, für
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar
2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 

-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In
allen wesentlichen Belangen steht dieser
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere
Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere
sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -
falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit
der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben.
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
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telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwick-lung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus Verstößen oder
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus 

-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können.

-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen
Kontrollsystem und den für die Prüfung des
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die

unter den gegebenen Umständen angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft
abzugeben. 

-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den
gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil
zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr
fortführen kann.

-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau
und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der GMVA Verwaltungs-
GmbH vermittelt. 

-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des
Unternehmens.

-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunft-
sorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhe-
bliches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 13 vom 15. Juli 2020

139



Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Duisburg, 10. März 2020
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                    gez.
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann   Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 3. April 2020

GMVA Verwaltungs-GmbH
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Frank Nachtsheim

Kraftloserklärung von Sparurkunden

3017014683
3017012810
3018190151
3019009665

Die obengenannten Sparurkunden wurden für kraftlos
erklärt.

Oberhausen, 02.07.2020 

STADTSPARKASSE OBERHAUSEN
- Der Vorstand -

Öffentliche Bekanntmachung des
Wahlleiters für die Wahl des
Integrationsrates der Stadt Oberhausen

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
zur Wahl von Mitgliedern zur Bildung des
Integrationsrates in Oberhausen gemäß § 27
Gemeindeordnung NRW

Hinweis:    

Mit öffentlicher Bekanntmachung vom 15. Juni 2020
(Amtsblatt für die Stadt Oberhausen vom 15.06.2020,
11/2020, S. 90 ff) habe ich gemäß § 5 Abs. 1 der
Wahlordnung für die Wahl des Integrationsrates der
Stadt Oberhausen vom 13.05.2020 (Wahlordnung) zur
Einreichung von Wahlvorschlägen für die am
13.09.2020 stattfindende Wahl des Integrationsrates der
Stadt Oberhausen aufgefordert. Diese Aufforderung
nimmt inhaltlich Bezug auf Bestimmungen, die zwis-
chenzeitlich geändert wurden. So wurden durch das
Gesetz zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020
vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 379) Bestimmungen
des Kommunalwahlgesetzes (GV. NRW. S. 454, ber. S.
509) geändert, die gem. § 27 Abs. 11 Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.
Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S.
218b, ber. S. 304a) entsprechend für die Wahl des
Integrationsrates gelten. Zudem wurden Bestimmungen
des Kommunalwahlgesetzes geändert, auf die die
Wahlordnung inhaltlich Bezug nimmt. Alle vorgenannten

Änderungen gelten ausschließlich für die
Kommunalwahl 2020. Zu ihrer Umsetzung wurden durch
die Wahlordnung für die Wahl des Integrationsrates der
Stadt Oberhausen im Jahr 2020 vom 30.06.2020
(Wahlordnung 2020) von der Wahlordnung abwei-
chende Regelungen getroffen. Die nachfolgende
erneute Aufforderung zur Einreichung von
Wahlvorschlägen berücksichtigt diese Änderungen. Die
Änderungen sind durch Fettdruck und
Unterstreichung kenntlich gemacht.

Gemäß § 5 Abs. 1 der Wahlordnung für die Wahl des
Integrationsrates der Stadt Oberhausen vom 13.05.2020
(Wahlordnung) fordere ich hiermit zur Einreichung von
Wahlvorschlägen für die am 13.09.2020 stattfindende
Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen auf.

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl zum
Integrationsrat gilt § 27 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994
(GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b, ber. S.
304a), in Kraft getreten am 15. April 2020. Nach § 27
Abs. 11 der GO NRW gelten die §§ 2, 5 Abs. 1, §§ 9 bis
13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 und § 48 des
Kommunalwahlgesetzes NRW entsprechend für die
Wahl zum Integrationsrat. Des Weiteren sind die
Bestimmungen des Gesetzes zur Durchführung der
Kommunalwahlen 2020 vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S.
379) für die Wahl des Integrationsrates im Jahr 2020 zu
berücksichtigen. Im Übrigen gelten die Regelungen der
Wahlordnung, sowie für die Wahl des Integrationsrates
im Jahre 2020 ergänzend die Regelung der
Wahlordnung für die Wahl des Integrationsrates der
Stadt Oberhausen im Jahr 2020 vom 30.06.2020
(Wahlordnung 2020). 

Nach der Hauptsatzung der Stadt Oberhausen besteht
der Integrationsrat aus 31 Mitgliedern. Hiervon werden
21 Mitglieder nach den Bestimmungen des § 27 GO
NRW gewählt. Einzelheiten zur Wahl dieser Personen
regelt die Wahlordnung für die Wahl des
Integrationsrates der Stadt Oberhausen.

Die Verteilung der Sitze erfolgt nach dem
Höchstzahlverfahren d’Hondt bis zur Höchstzahl 21. Am
Verhältnisausgleich nehmen alle gültigen Stimmen, die
auf die Einzelbewerber und die Listenwahlvorschläge
abgegeben worden sind, teil. Über die Zuteilung des let-
zten Sitzes entscheidet bei gleicher Höchstzahl das vom
Wahlleiter zu ziehende Los.

Zur Stimmabgabe ist das Wahlgebiet in 10
Stimmbezirke eingeteilt worden. Eine Kartenübersicht
kann beim Fachbereich Wahlen, Schwartzstr. 73
(Zimmer 4), 46045 Oberhausen, während der
Dienststunden eingesehen werden. Aufgrund der
derzeitigen COVID 19-Pandemie wird bis auf weiteres
um eine vorherige Terminvereinbarung gebeten. Die
Terminvereinbarung kann kurzfristig schriftlich, per
Telefon oder per E-Mail unter folgenden Kontaktdaten
erfolgen:

Herr Genatowski
Tel.: 0208 825-2019
E-Mail: wahlen@oberhausen.de

oder

Frau Wübbels
Tel. 0208 825-2944
E-Mail: wahlen@oberhausen.de
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Schriftliche Terminanfragen können gesendet werden
an:

Stadt Oberhausen
FB 4-6-40/Wahlen
Schwartzstraße 73
46045 Oberhausen

Wahlberechtigt ist, wer
1.  nicht Deutsche/r im Sinne des Artikels 116 Absatz 1

des Grundgesetzes ist,
2.  eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,
3.  die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbür-

gerung erhalten hat oder
4.  die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3

des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. August
2013 (BGBl. I S. 3458), erworben hat.

Die Gemeinde erstellt ein Wählerverzeichnis und
benachrichtigt die Wahlberechtigten. Wahlberechtigte,
die nicht in dem Wählerverzeichnis eingetragen sind,
können sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das
Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den
Nachweis über ihre Wahlberechtigung zu führen.

Darüber hinaus muss die Person am Wahltag
1.  16 Jahre alt sein,
2.  sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet

rechtmäßig aufhalten und
3.  mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl

in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben.

Nicht wahlberechtigt sind Ausländer/innen,
a)  auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der

Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S.
162) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1147), nach seinem § 1
Abs. 2 Nummern 2 oder 3 keine Anwendung findet,

b)  die Asylbewerber/innen sind.

Wählbar sind mit Vollendung des achtzehnten
Lebensjahres alle wahlberechtigten Personen nach § 27
Abs. 3 Satz 1 der GO, sowie alle Bürgerinnen und
Bürger der Gemeinde, wenn sie sich am Wahltag seit
mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig
aufhalten und seit mindestens drei Monaten in der
Gemeinde ihre Hauptwohnung haben.

Ort und Zeit der Einreichung der Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge müssen beim Wahlleiter 
- Fachbereich Wahlen -, Schwartzstr. 73 (Zimmer 4),
46045 Oberhausen, spätestens bis 27.07.2020, 
18:00 Uhr, eingereicht werden (§ 2 Abs. 2
Wahlordnung 2020). Die Wahlvorschläge sollten aber
nach Möglichkeit frühzeitig vor dem 27.07.2020 eingere-
icht werden, damit etwaige Mängel, welche die
Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, rechtzeitig
behoben werden können.

Vorschlagsrecht

Wahlvorschläge können von Gruppen von
Wahlberechtigten (Listenwahlvorschlag) oder einzelnen
Wahlberechtigten sowie von Bürgerinnen und Bürgern
(Einzelbewerber/in) eingereicht werden (§ 5 Abs. 1
Wahlordnung).

Listenwahlvorschläge müssen von der Leitung der ein-
reichenden Gruppe unterzeichnet sein und den
Nachweis enthalten, dass diese einen nach demokratis-
chen Grundsätzen gewählten Vorstand besitzt, und die
Benennung und Aufstellung der Bewerber/
Bewerberinnen nach demokratischen Grundsätzen
erfolgt ist (§ 5 Abs. 3 Wahlordnung).

Listenwahlvorschläge und Wahlvorschläge von
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen müssen von
mindestens 0,6 von Tausend, höchstens jedoch von
60 Wahlberechtigten unterstützt sein.

Jede/r Wahlberechtigte darf mit seiner/ihrer Unterschrift
nur einen Wahlvorschlag unterstützen; hat jemand
mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine
Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen
ungültig. Die Unterzeichner müssen in Block- oder
Maschinenschrift Vornamen und Familiennamen,
Geburtsdatum und Anschrift der Hauptwohnung
angeben. Diese Angaben sollen vom Unterzeichner per-
sönlich und handschriftlich ausgefüllt werden. Die
Unterstützung eines Wahlvorschlages durch den/die
wahlberechtigte/n Wahlbewerber/in ist zulässig. Die ord-
nungsmäßige Unterzeichnung mit dem Nachweis der
Wahlberechtigung der Unterzeichnerinnen/des
Unterzeichners bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen
Wahlvorschlages.

Inhalt und Form der Wahlvorschläge

Der Wahlvorschlag ist auf einem Formblatt einzurei-
chen, das der Fachbereich Wahlen bereithält.
a)  Der Wahlvorschlag muss als „Listenwahlvorschlag“

oder als „Einzelbewerber/in“ gekennzeichnet und mit
einer Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen
sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des
ersten Bewerbers/der ersten Bewerberin an die
Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung.

b)  Der Wahlvorschlag muss Vornamen und
Familiennamen, Beruf, Geburtsdatum und
Geburtsort, Anschrift sowie E-Mail-Adresse oder
Postfach und die Staatsangehörigkeit der/des Wahl-
bewerber(s)/in enthalten.

c)  Als Bewerber/in einer Gruppe von Wahlberechtigten
(Listenwahlvorschlag) kann nur benannt werden, wer
in einer Mitgliederversammlung dieser Gruppe hierzu
gewählt worden ist.

d)  In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensper-
son und eine stellvertretende Vertrauensperson
bezeichnet sein.

e)  In einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen wer-
den, wer die Zustimmung schriftlich erteilt hat; die
Zustimmung ist unwiderruflich. Die ordnungsgemäße
Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages.

f)   Die Formblätter zur Unterstützung eines
Listenwahlvorschlages und eines Einzelbewer-
bers/einer Einzelbewerberin werden auf Anforderung
durch den Fachbereich Wahlen kostenfrei geliefert.
Bei der Anforderung ist die Bezeichnung des
Wahlvorschlages anzugeben. Der Wahlleiter ver-
merkt diese Angaben im Kopf der Formblätter.

g)  Der Wahlvorschlag ist in Block- oder Maschinenschrift
in lateinischen Buchstaben abzufassen.
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Vordrucke

Die amtlichen Vordrucke sind beim Oberbürgermeister 
- Fachbereich Wahlen - Schwarztstr. 73, 46045
Oberhausen (Zimmer 4), während der Dienstzeit zu
erhalten. 

Aufgrund der derzeitigen COVID 19-Pandemie wird bis
auf weiteres um eine vorherige Terminvereinbarung
gebeten. Die Terminvereinbarung kann kurzfristig
schriftlich, per Telefon oder per E-Mail unter folgenden
Kontaktdaten erfolgen:

Herr Genatowski
Tel.: 0208 825-2019
E-Mail: wahlen@oberhausen.de

oder

Frau Wübbels
Tel. 0208 825-2944
E-Mail: wahlen@oberhausen.de

Schriftliche Terminanfragen können gesendet werden
an:

Stadt Oberhausen
FB 4-6-40/Wahlen
Schwartzstraße 73
46045 Oberhausen

Einzelne amtliche Vordrucke können zudem auf der
Internetseite der Stadt Oberhausen (https://www.ober-
hausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/soziales-bauen-
wohnen-und-recht/recht/wahlangelegenheiten/integra-
tionsrat.php) abgerufen und ausgedruckt werden.

Die Bescheinigung über das Wahlrecht, die Wählbarkeit
und die Beglaubigung von Abschriften der beizubringen-
den Unterlagen sind kostenfrei.

Oberhausen, 02.07.2020   

Motschull
- Wahlleiter -


